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Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 

1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-Wirtschaftsunion, der 

Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik betreffend den 

schrittweisen Abbau der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen vom 19. Juni 1990 

(Schengener Durchführungsübereinkommen) 

(seit 1.5.1999 geändert durch mehrere EG-Verordnungen, zuletzt durch VO (EG) Nr. 

610/2013 vom 26.06.2013 m.W.v. 19.07.2013) 

- Auszug - 

 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Übereinkommens bedeutet:  

 

Binnengrenzen: 

die gemeinsamen Landgrenzen der Vertragsparteien sowie ihre Flughäfen für die Binnenflüge 

und ihre Seehäfen für die regelmäßigen Fährverbindungen ausschließlich von und nach dem 

Gebiet der Vertragsparteien ohne Fahrtunterbrechung in außerhalb des Gebiets gelegenen 

Häfen; 

 

Außengrenzen: 

die Land- und Seegrenzen sowie die Flug-und Seehäfen der Vertragsparteien, soweit sie nicht 

Binnengrenzen sind;  

 

Binnenflug: 

ein Flug ausschließlich von und nach dem Gebiet der Vertragsparteien, ohne Landung auf 

dem Gebiet eines Drittstaates;  

 

Drittstaat: 

ein Staat, der nicht Vertragspartei ist;  

 

Drittausländer: 

eine Person, die nicht Staatsangehöriger eines der Mitgliedstaaten der Europäischen 

Gemeinschaften ist;  

 

Zur Einreiseverweigerung ausgeschriebener Drittausländer:  

ein Drittausländer, der gemäß Artikel 96 zur Einreiseverweigerung in dem Schengener 

Informationssystem ausgeschrieben ist;  

 

Grenzübergangsstelle:  

ein von den zuständigen Behörden für das Überschreiten der Außengrenzen zugelassener 

Übergang; 

 

Grenzkontrolle:  

an den Grenzen vorgenommene Kontrolle, die unabhängig von jedem anderen Anlass 

ausschließlich aufgrund des beabsichtigten Grenzübertritts durchgeführt wird;  

 

Beförderungsunternehmer: 

natürliche oder juristische Person, die gewerblich die Beförderung von Personen auf dem 

Luft-, See-oder Landweg durchführt;  
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Aufenthaltstitel: 

jede von einer Vertragspartei ausgestellte Erlaubnis gleich welcher Art, die zum Aufenthalt in 

deren Hoheitsgebiet berechtigt. Hierzu zählen nicht die befristete Zulassung zum Aufenthalt 

im Hoheitsgebiet einer der Vertragsparteien im Hinblick auf die Behandlung eines 

Asylbegehrens oder eines Antrags auf eine Aufenthaltserlaubnis; 

 

 

Artikel 2 - 8 wurden aufgehoben mit Wirkung vom 13.10.2006 

(Art. 39 Abs. 1 Schengener Grenzkodex) 

 

 

Artikel 9 - 17 wurden aufgehoben mit Wirkung vom 5.4.2010 

(Art. 56 Abs. 1 Visakodex) 

 

 

Artikel 18 

(1) Visa für einen Aufenthalt von mehr als 90 Tagen Dauer (Visa für den 

längerfristigen Aufenthalt) sind nationale Visa, die von einem der Mitgliedstaaten gemäß 

seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder dem Unionsrecht erteilt werden. Ein solches 

Visum wird in Form einer einheitlichen Visummarke nach Maßgabe der Verordnung (EG) 

Nr. 1683/95 des Rates mit dem Buchstaben „D“ im Eintragungsfeld für die Art des Visums 

ausgestellt. Sie werden im Einklang mit den einschlägigen Vorschriften des Anhangs VII der 

Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 

2009 über einen Visakodex der Gemeinschaft (Visakodex) ausgefüllt. 

(2) Visa für den längerfristigen Aufenthalt haben eine Gültigkeitsdauer von höchstens 

einem Jahr. Gestattet ein Mitgliedstaat einem Drittausländer einen Aufenthalt von mehr als 

einem Jahr, wird das Visum für einen längerfristigen Aufenthalt vor Ablauf seiner 

Gültigkeitsdauer durch einen Aufenthaltstitel ersetzt. 

 

Artikel 19 

(1) Drittausländer, die Inhaber eines einheitlichen Sichtvermerks sind und rechtmäßig 

in das Hoheitsgebiet einer der Vertragsparteien eingereist sind, können sich während der 

Gültigkeitsdauer des Sichtvermerks und soweit sie die in Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a, c, 

d und e aufgeführten Einreisevoraussetzungen erfüllen, frei in dem Hoheitsgebiet  

aller Vertragsparteien bewegen. 

(2) Bis zur Schaffung des einheitlichen Sichtvermerks können sich Drittausländer, die 

Inhaber eines von einer dieser Vertragsparteien ausgestellten Sichtvermerks sind und 

rechtmäßig in das Hoheitsgebiet einer dieser Vertragsparteien eingereist sind, während der 

Gültigkeitsdauer des Sichtvermerks, jedoch höchstens bis zu drei Monaten vom Datum der 

ersten Einreise an und soweit sie die in Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a, c, d und e 

aufgeführten Einreisevoraussetzungen erfüllen, frei in dem Hoheitsgebiet aller 

Vertragsparteien bewegen. 

(3) Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf Sichtvermerke, deren Gültigkeit 

nach Maßgabe der Bestimmungen des Kapitels 3 dieses Titels räumlich beschränkt ist.  

(4) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten unbeschadet des Artikels 22.  

 

Artikel 20 

(1) Sichtvermerksfreie Drittausländer können sich in dem Hoheitsgebiet der 

Vertragsparteien frei bewegen, höchstens jedoch 90 Tage je Zeitraum von 180 Tagen und 

soweit sie die in Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a, c, d und e aufgeführten 

Einreisevoraussetzungen erfüllen. 
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(2) Absatz 1 berührt nicht das Recht jeder Vertragspartei, den Aufenthalt eines 

Drittausländers in ihrem Hoheitsgebiet in Ausnahmefällen oder in Anwendung der 

Bestimmungen eines bilateralen Abkommens, das bereits vor dem Inkrafttreten dieses 

Übereinkommens zustande gekommen ist, über 90 Tage hinaus zu verlängern.  

(3) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten unbeschadet des Artikels 22.  

 

Artikel 21 

(1) Drittausländer, die Inhaber eines gültigen, von einem der Mitgliedstaaten 

ausgestellten Aufenthaltstitels sind, können sich aufgrund dieses Dokuments und eines 

gültigen Reisedokuments bis zu 90 Tage je Zeitraum von 180 Tagen frei im Hoheitsgebiet der 

anderen Mitgliedstaaten bewegen, sofern sie die in Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a, c und e 

der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 

März 2006 über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch 

Personen (Schengener Grenzkodex) aufgeführten Einreisevoraussetzungen erfüllen und nicht 

auf der nationalen Ausschreibungsliste des betroffenen Mitgliedstaats stehen. 

(2) Das gleiche gilt für Drittausländer, die Inhaber eines von einer der 

Vertragsparteien ausgestellten vorläufigen Aufenthaltstitels und eines von dieser 

Vertragspartei ausgestellten Reisedokuments sind. 

(2a) Das in Absatz 1 festgelegte Recht auf freien Personenverkehr gilt auch für 

Drittausländer, die Inhaber eines von einem der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 18 erteilten 

gültigen Visums für den längerfristigen Aufenthalt sind. 

 

 

Artikel 22 

Drittausländer, die rechtmäßig in das Hoheitsgebiet einer der Vertragsparteien 

eingereist sind, können verpflichtet werden, unter den Voraussetzungen, die von jeder 

Vertragspartei festgelegt werden, sich bei den zuständigen Behörden der Vertragspartei zu 

melden, in deren Hoheitsgebiet sie einreisen. Die Anzeige erfolgt nach Wahl jeder 

Vertragspartei entweder bei der Einreise oder, innerhalb von drei Arbeitstagen von dem 

Einreisedatum.  

 

Artikel 23 

(1) Der Drittausländer, der die im Hoheitsgebiet einer der Vertragsparteien geltenden 

Voraussetzungen für einen kurzen Aufenthalt nicht oder nicht mehr erfüllt, hat grundsätzlich 

unverzüglich das Hoheitsgebiet der Vertragsparteien zu verlassen.  

(2) Verfügt der Drittausländer über eine von einer anderen Vertragspartei ausgestellte 

gültige Aufenthaltserlaubnis oder über einen von einer anderen Vertragspartei ausgestellten 

vorläufigen Aufenthaltstitel, so hat er sich unverzüglich in das Hoheitsgebiet dieser 

Vertragspartei zu begeben.  

(3) Soweit die freiwillige Ausreise eines solchen Drittausländers nicht erfolgt oder 

angenommen werden kann, dass diese Ausreise nicht erfolgen wird, oder soweit die sofortige 

Ausreise des Drittausländers aus Gründen der nationalen Sicherheit oder der öffentlichen 

Ordnung geboten ist, muss der Drittausländer nach Maßgabe des nationalen Rechts aus dem 

Hoheitsgebiet der Vertragspartei abgeschoben werden, in dem er aufgegriffen wurde. Ist die 

Abschiebung nach nationalem Recht nicht zulässig, so kann die betroffene Vertragspartei dem 

Drittausländer den Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet gestatten. 

(4) Der betroffene Drittausländer kann in seinen Herkunftsstaat oder in einen anderen 

Staat, in dem seine Zulassung insbesondere nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen 

der zwischen den Vertragsparteien geschlossenen Rückübernahmeabkommen möglich ist, 

abgeschoben werden.  
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(5) Die nationalen asylrechtlichen Bestimmungen, die Bestimmungen der Genfer 

Konvention vom 28. Juli 1951 über den Flüchtlingsstatus in der Fassung des Protokolls von 

New York vom 31. Januar 1967, sowie Absatz 2 dieses Artikels und Artikel 33 Absatz 1 

dieses Übereinkommens bleiben von den Bestimmungen des Absatzes 4 unberührt.  

 

Artikel 24 

Vorbehaltlich der durch den Exekutivausschuss zu bestimmenden geeigneten praktischen 

Kriterien und Modalitäten gleichen die Vertragsparteien die finanziellen Ungleichgewichte, 

die infolge der in Artikel 23 vorgesehenen Abschiebungsverpflichtung entstehen, 

untereinander aus, wenn diese Abschiebung nicht auf Kosten des Drittausländers 

vorgenommen werden kann.  

 

Artikel 25 

(1) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, einen Aufenthaltstitel zu erteilen, so ruft er 

systematisch die Daten im Schengener Informationssystem ab. Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, 

einem zur Einreiseverweigerung ausgeschriebenen Drittausländer einen Aufenthaltstitel zu 

erteilen, so konsultiert er vorab den ausschreibenden Mitgliedstaat und berücksichtigt dessen 

Interessen; der Aufenthaltstitel wird nur bei Vorliegen gewichtiger Gründe erteilt, 

insbesondere aus humanitären Gründen oder aufgrund internationaler Verpflichtungen. 

Wird der Aufenthaltstitel erteilt, so zieht der ausschreibende Mitgliedstaat die Ausschreibung 

zurück, wobei es ihm unbenommen bleibt, den betroffenen Drittausländer in die nationale 

Ausschreibungsliste aufzunehmen.  

(1a) Vor einer Ausschreibung zum Zwecke der Einreiseverweigerung im Sinne von 

Artikel 96 prüfen die Mitgliedstaaten ihre nationalen Register von erteilten Visa für den 

längerfristigen Aufenthalt oder Aufenthaltstiteln. 

(2) Stellt sich heraus, dass der Drittausländer, der über einen von einer der 

Vertragsparteien erteilten gültigen Aufenthaltstitel verfügt, zum Zwecke der 

Einreiseverweigerung ausgeschrieben ist, konsultiert die ausschreibende Vertragspartei die 

Vertragspartei, die den Aufenthaltstitel erteilt hat, um zu prüfen, ob ausreichende Gründe für 

die Einziehung des Aufenthaltstitels vorliegen. Wird der Aufenthaltstitel nicht eingezogen, so 

zieht die ausschreibende Vertragspartei die Ausschreibung zurück, wobei es ihr unbenommen 

bleibt, den betroffenen Drittausländer in die nationale Ausschreibungsliste aufzunehmen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden auch auf Visa für den längerfristigen Aufenthalt 

Anwendung. 

 

Artikel 92 

(1) Die Vertragsparteien errichten und unterhalten ein gemeinsames 

Informationssystem, nachstehend das Schengener Informationssystem genannt, das aus einem 

nationalen Teil bei jeder Vertragspartei und einer technischen Unterstützungseinheit besteht. 

Durch das Schengener Informationssystem werden Ausschreibungen, die der Suche nach 

Personen und Sachen dienen, den durch die Vertragsparteien bezeichneten Behörden bei nach 

Maßgabe des nationalen Rechts durchgeführten Grenzkontrollen, sonstigen polizeilichen und 

zollrechtlichen Überprüfungen im Inland sowie, beschränkt auf die Ausschreibungskategorie 

nach Artikel 96 für Zwecke des Sichtvermerksverfahrens sowie der Erteilung der 

Aufenthaltstitel und der Handhabung des Ausländerrechts im Rahmen der Anwendung dieses 

Übereinkommens im Bereich des Personenverkehrs zum Abruf im automatisierten Verfahren 

bereit gehalten.  

(2) Jede Vertragspartei errichtet und unterhält in eigener Verantwortung und auf 

eigene Kosten ihren nationalen Teil des Schengener Informationssystems, dessen Bestand 

durch Nutzung der technischen Unterstützungseinheit inhaltlich identisch ist mit dem Bestand 

des nationalen Teiles jeder anderen Vertragspartei. Im Hinblick auf die schnelle und 
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zweckmäßige Übermittlung der Informationen nach Absatz 3 berücksichtigt jede 

Vertragspartei bei der Errichtung ihres nationalen Teils die durch die Vertragsparteien 

gemeinsam festgelegten Protokolle und Verfahren in bezug auf die technische 

Unterstützungseinheit. Der Bestand jedes nationalen Teils dient innerhalb des Hoheitsgebietes 

der jeweiligen Vertragsparteien zum Abruf im automatisierten Verfahren. Ein Abruf aus dem 

Bestand des nationalen Teiles einer anderen Vertragspartei erfolgt nicht.  

(3) Die Vertragsparteien errichten und unterhalten in gemeinsamer Verantwortung und 

auf gemeinsame Kosten die technische Unterstützungseinheit des Schengener 

Informationssystems. Die Französische Republik ist zuständig für diese Unterstützungseinheit; 

sie wird eingerichtet in Straßburg. Die technische Unterstützungseinheit umfasst einen 

Bestand, der der On-Line-Übermittlung der Informationen an die nationalen Bestände dient, 

wodurch gewährleistet wird, dass die nationalen Bestände identisch bleiben. In den Bestand 

der technischen Unterstützungseinheit werden Ausschreibungen von Personen und Sachen 

aufgenommen, soweit sie sich auf alle Vertragsparteien beziehen. Der Bestand der 

technischen Unterstützungseinheit umfasst, abgesehen von den Daten nach diesem Absatz 

und nach Artikel 113 Absatz 2, keine weiteren Daten.  

 

Artikel 96 

(1) Die Daten bezüglich Drittausländern, die zur Einreiseverweigerung ausgeschrieben 

sind, werden aufgrund einer nationalen Ausschreibung gespeichert, die auf Entscheidungen 

der zuständigen Verwaltungsbehörden und Gerichte beruht, wobei die Verfahrensregeln des 

nationalen Rechts zu beachten sind.  

(2) Die Entscheidungen können auf die Gefahr für die öffentliche Sicherheit und 

Ordnung oder die nationale Sicherheit, die die Anwesenheit eines Drittausländers auf dem 

Hoheitsgebiet der Vertragspartei bedeutet, gestützt werden. Dies kann insbesondere der Fall 

sein  

a) bei einem Drittausländer, der wegen einer Straftat verurteilt worden ist, die mit 

Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr bedroht ist;  

b) bei einem Drittausländer, gegen den ein begründeter Verdacht besteht, dass er schwere  

Straftaten, einschließlich solcher im Sinne von Artikel 71 begangen hat, oder gegen 

den konkrete Hinweise bestehen, dass er solche Taten in dem Hoheitsgebiet einer 

Vertragspartei plant. 

(3) Die Entscheidungen können ebenso darauf beruhen, dass der Drittausländer 

ausgewiesen, zurückgewiesen oder abgeschoben worden ist, wobei die Maßnahme nicht 

aufgeschoben oder aufgehoben worden sein darf, ein Verbot der Einreise oder des Aufenthalts 

enthalten oder davon begleitet sein muss und auf der Nichtbeachtung des nationalen Rechts 

über die Einreise oder den Aufenthalt von Ausländern beruhen muss. 

 

 

 


